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Telegraphiſche Nachrichten. 

Stuttgart, 21. Okt. Heute wurde die zweite Kammer wieder eröffnet. 
Moritz Mohl und 12 Genoſſen beantragten eine Verwahrung gegen die Auf⸗ 
hebung der Grundrechte. Der Antrag wird an die ſtaatsrechtliche Kommif: 
fion zur ſchleunigen Berichterſtattung verwieſen. 

Paris, 21. Okt. Nach einem zirkulirenden Gerücht übernimmt Billault 
das Portefeuille des Innern, Arnaud des Krieges, Bourjolly des Aeußern 
und Magne der Finanzen. 

Frankfurt a. M, 22. Oktober, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Nordbahn 36%,. 

London, 21. Oktbr., Nachm. 5 Uhr 30 Min. Conſols 97¼, %. Hamburg 

3 Monat⸗Wechſel, 10 Merk. 10, 10%, Shl. Wien, 12 Fl. 25—35 Kr. nom. 

Paris, 21. Okt., Nachm. 5 Uhr. Zproz. 55, 75. Spree. 90, 50. (Berl. Bl.) 

Venedig, 21. Okt. Feldmarſchall Radetzky iſt nebſt General Benedek 
aus Verona hier eingetroffen. 

Ferrara, 18. Okt. Das zweite Bataillon des Regiments Erzherzog 
Stephan iſt geſtern nach Bologna abmarſchirt. 

Turin, 19. Okt. Farini's Ernennung zum Unterrichtsminiſter beſtä⸗ 
tigt ſich. Es bereitet ſich gegen ihn eine ſchwere Oppoſition im Schooße des 
Parlaments vor. Die Königin Wittwe iſt heute aus Toskana über Genua 
zu Moncalieri eingetroffen. 

Genua, 18. Okt. Der Redakteur des ſozialiſtiſchen „Povero“ iſt 


zu 
6 Monaten Kerker und 200 Francs Geldbuße verurtheilt worden. f 


N 


0 Breslau, 23. Oktober. ([Zur Situation.] Aus Berlin erhalten wir Nach⸗ 
richten über einige den Kammern zu machende Vorlagen; dabei wird nicht verheimlicht, 
daß das Weſen des konſtitutionellen Regime's immer mehr und mehr ins Gedränge 
kommt. Nicht blos das Wahlgeſetz für die zweite Kammer ſoll dem ſtändiſchen Prin⸗ 
zip angepaßt, auch die Miniſterverantwortlichkeit, wenn nicht beſeitigt werden, doch als 
leere Abſtraktion außer praktiſcher Wirkſamkeit bleiben. 

Bemerkt muß hierbei werden, daß der rheiniſche Landtag ſich ausdrücklich gegen 
die Bezeichnung einer ſtändiſchen Korporation verwahrt hat. 

Ueber die Stellung Preußens zu Dänemark, von woher über die eben beendete 
Minifterkeife unſere Zeitung heute perſchiedene, recht inſtruktive Korteſpondenzen bringt, 
enthält das C. B. eine nicht außer Acht zu laſſende Mittheilung. Danach wäre die 
Sachlage ſolgende: a 1 

„Im vorigen Jahre hatte man bei den gepflogenen Verhandlungen zunächſt ein 
Proviforium im Auge, während jetzt ein Definitivum hergeſtellt werden fol. Wenn 
Hr. v. Meyendorff inſſiſcher Seits damals die Ernennung eines Statthalters für beide 
Herzogthümer durch den Konig von Dänemark unterſtützte, fo vergeſſe man nicht den 

ecent darauf zu legen, daß man dies nur für das Proviſorium anſtrebte. Der ruſ⸗ 
ſiſcher Seits nicht unbedingt unterſtützte Vorſchlag geſonderter Miniſterien für 
chleswig und Holſtein war nur in Bezug auf die Herſtellung eines proviſoriſchen 
uſtandes geſtellt worden. In Bezug auf das Definitivum ſtellte man damals 
Mein die Wiederherſtellung geſonderter Landſtände für beide Herzogthümer als 
erung auf. Dieſe Propoſition für das Definitivum, welches an die Stelle des 
doiſoriums treten ſollte, über deſſen Geſtaltung man ſich 1850 vereinbaren wollte, 


— Billigung der ruffifhen Regierung. Dieſer einzige Hauptpunkt, der ſchon 
deutsch, in Bezug auf das Definitivum hervorgehoben wurde und ſicherlich die einzige 


ſchon au ropoſſtion war, die man von Petersburg aus unterſtützte, wird, wie wir 
Me chaus Setheilt haben, bei den jetzigen Verhandlungen feſtgehalten. Es kann alſo 
efordert bacht die Rede davon ſein, daß man weiter gegangen iſt, als Rußland früher 
: jähri te, und es it vollkommen richtig, daß die jetzigen Verhandlungen an die 
ee ai angeknäpft haben, indem fie die damalige Hauptpropoſition für das Defiz 
a: ie Wiederherſtellung der Landſtände, wiederum als erſte Bedingung aufſtellten. 

. be, 5 es, daß ſeit dem Beginn der Miniſterkriſis in Kopenhagen die hier 
ſchwe + erbandlungen nicht gefördert worden find und daß der Miniftermechfel 
ſelbſt, obſchen ein. beſtimmtes Programm des neuen Kabinets noch nicht vorliegt, Er⸗ 
freuliches im deutſchen u; „ 

0 Sinne nicht verſpricht. 

Aus amd urg wird ung berichtet, daß der Senat wieder einmal einen Sturm 
der in die einheimischen Verfaſſungswirren ſich einmiſchenden Bundesgewalt abgeſchla⸗ 
gen habe, mit der Bemerkung, daß die Nothwendigkeit einer Verfaſſungs⸗Reviſion ſchon 


digen laſſen. ’ 


aus vormärzlicher, alſo ante⸗revolutionärer Einſicht entſprungen ſei; nichts deſtoweniger 
dürfte es den Hanſeſtädten auf die Länge ziemlich ſchwer werden, ſich der rückwärts 
drängenden öſterreichiſch-preußiſchen Politik zu entziehen, welche auch darin ſich wieder 
auf den vormärzlichen Standpunkt zurückbegeben hat, daß ſie in allen Fragen der Reak⸗ 
tion gemeinſam handelt, ohne die geheim intriguirende Nebenbuhlerſchaft aufzugeben. 

Unſer Münchener A = Korrefpondent giebt wieder eine Schilderung der ges 
häſſigen Umtriebe, wodurch man Baiern zum Rücktritt vom Zollverein verleiten will. 
Wie neulich vom landwirthſchaftlichen Kreisverein, iſt diesmal von den Zünften ein 
Gutachten erfordert worden und dieſes entſchieden zu Gunſten der Aufrechthaltung des 
Zollvereins ausgefallen. 

Uebrigens ſoll zwiſchen Preußen und Hannover aus Anlaß des in Sachen der 
Ritter vom Bundestage erlaſſenen Inhibitoriums eine Spannung eingetreten ſein, weil 
Preußen ſich nicht unter denjenigen Staaten befunden, welche ihre Stimme gegen 
das Inhibitorium abgegeben. \ - 

In Paris iſt noch nichts entſchieden. Zwar verbreitet man bereits eine Miniſter⸗ 
liſte, welche Hr. Billault kombiairt haben ſoll; indeß wird andererſeits behauptet, daß 
ſich die Unterhandlungen mit Billault vollſtändig zerſchlagen haven ſollen. 

General Klapka iſt in London angekommen; zum Aerger der Times, welche 
den Leuten weiß machen wollte, daß nur unreſpektable Leute ſich an dem Koſſuth⸗Bankett 
betheiligen würden, hat der amerikaniſche Geſandte, Hr. Lawrence die ihm zugegan⸗ 
gene Einladung angenommen, der türkiſche dagegen, Hr. Muſſurus Bey, ſich entſchul⸗ 


Preußen. 

Berlin, 22. Okt. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
geruht, dem Geſandten in Karlsruhe, Kammerherrn und wirklichen Legationsrath v. Sa⸗ 
vigny, den rothen Adler-Orden dritter Klaſſe mit der Schleife zu verleihen; und den 
Legations⸗Sekretär bei der königlichen Geſandtſchaft zu Wien, Freiherrn Georg von 
Werthern, zu Allerhöchſtihrem Kammerherrn zu ernennen. 

Bei dem Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
iſt der geheime Journaliſt Wilhelm Kieckbach zum geheimen Regiſtrator ernannt wor⸗ 
den. — Der bisherige Privat:Docent an der hieſigen Univerfttät, Dr. Jeſſen, iſt als 
Lehrer für die naturgeſchichtlichen Wiſſenſchaften an die ſtaats- und landwirthſchaftliche 
Akademie zu Eldena berufen worden. - 
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"D&D Berlin, 22. Oktober. [Frankreich und die drei nordiſchen Groß⸗ 
mächte. — Vermiſchtes.] Die Wendung in der innern Politik Frankreichs, welche 
mit dem gegenwärtigen Miniſterwechſel eingetreten iſt, hat ſehr lebhafte Verhandlungen 
zwiſchen den Kabinetten der drei nordiſchen Großmächte zur Folge gehabt. Es ſind in 
den letzten Tagen wiederholentlich hierauf bezügliche Depeſchen zwiſchen Wien, Berlin 
und Petersburg gewechſelt worden, und man wird gut thun, in dieſer Beziehung die 
Artikel des gewöhnlich diplomatiſch genau inſpirirten Journal de Frankfort nicht ganz 
zu überſehen, welches die Pläne, die man hat, einigermaßen durchſchauen läßt. Es 
drückt nur in anderer Form aus, was auch wir darüber erfahren, indem es ſagt: So⸗ 
bald Frankreich die Bahn wieder betritt, auf welcher das Wohl des Landes nicht mehr 
von der Kraft der Regierung, ſondern von der Undeſtändigkeit der Maſſen abhängt, 
werden ſich die nordiſchen Großmächte zwar nicht ſofort in die innern Angelegenheiten 
Frankreichs miſchen, aber Behufs einer ſolchen Einmiſchung auch nur den Augenblick 
abwarten, wo die franzöſiſche Revolution auf die Angelegenheiten der übrigen Mächte 
zurückzuwirken beginnt. Die Idee eines bewaffneten Friedens gegenüber der ſchwanken⸗ 
den Lage der Dinge in Frankreich iſt im Augenblick offenbar in den Vordergrund ge⸗ 
treten, und das Prinzip der Nichtintervention überhaupt durch die neueren dortigen 
Vorgänge weſentlich erſchüttert worden. Es wird gut ſein, dieſer Wandelung der An⸗ 
ſichten bei Zeiten die volle Aufmerkſamkeit zuzuwenden, um nicht durch Vorgänge über⸗ 
raſcht zu werden, welche in einer nicht fernen Zukunft eintreten dürften. — Unter den 
6 Stimmen, welche innerhalb der Bundes⸗Verſammlung gegen das in der hannoverſchen 
Verfaſſungs⸗Angelegenheit erlaſſene Inhibitorium geſtimmt haben, befindet ſich Preußen 
bekanntlich nicht. (S. unten.) In Folge davon ſoll zwiſchen dem hieſigen und dem 
hannoverſchen Miniſterium im Augenblick eine gewiſſe Verſtimmung hertſchen, da Hert 
v. Manteuffel bei den Verhandlungen, welche dem Abſchluſſe des Handelsvertrags vom 
7. September vorhergingen, wenn auch nicht gerade eine desfallſige Verpflichtung ein⸗ 
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gegangen iſt, fo doch feine beſte Mühwaltung in dieſer Angelegenheit zugeſagt haben] Einzelne Leiſtungen wären auch 
ſoll. Das nächſte Inteteſſe bei dieſer Frage dürften hiernächſt aber die Hanſeſtädte ha- an Gemeinden zu vergüten, 
ben, da einer uns zugehenden Notiz zufolge, es immer noch nicht unwahrſcheinlich ſein Lazarethen ꝛc. 


ſoll, daß der auch in Bremen ausgebrochene Verfaſſungs⸗Konflikt unmittelbar durch ei⸗ 
nen Bundes⸗Kommiſſarus zum Austrag geführt werden werde. — Es ſoll Hoffnung 
vorhanden ſein, daß die Anſchauungen, welche der Miniſter v. d. Heydt von mehreren 
Verkehrs⸗Einrichtungen in England gewonnen hat, vortheilhafte Rückwirkungen für un⸗ 
ſere Verhältniſſe haben werden. So ſoll der Miniſter namentlich die Abſicht einer 
vollſtändigen Aenderung des preußiſchen Telegraphenweſens zu erken⸗ 
nen gegeben haben, und vor Allem eine Vermehrung der Anzahl dee Dräthe ein⸗ 
treten laſſen wollen, damit in der Folge die Beförderung der Depeſchen ſchneller vor 
ſich gehen könne. Auch der Abſchluß eines Poſtvertrags mit England ſoll durch den 
Handelsminiſter v. d. Heydt eingeleitet worden ſein. — Bekanntlich befindet ſich der 
Gontreadmiral Brommp ſeit einigen Tagen nochmals in Frankfurt, um einen letzten 
Verſuch zu machen, für den Fortbeſtand der deutſchen Flotte zu wirken. Seine Bemü⸗ 
ungen werden aber aller Wahrſcheinlichkeit nach vergebens ſein, da man preußiſcher 
Seits feſt entſchloſſen ift, von dem urſprünglichen Plane einer Theilung der Flotte 
nach Maßgabe der dafür von den einzelnen Staaten gezahlten Beiträge nicht abzugehen. 
ee 22. Oktober. [Zur Tages-Chronik.] In Bezug auf die zu errichtende Gen» 
tral· Po zeiſtelle will der „Magdeb. Korreſp.“ noch erfahren haben, daß dieſe Behörde weniger 
ein nett Polizei⸗Organ für das geſammte Bundesgebiet, als vielmehr ein ſtändiger Poli- 
ir ongreß werden fol, zu welchem alle Bundesregierungen ftändige Vertreter zur gegenfeitigen 
chnellen Vermittelung aller polizeilichen Angelegenheiten entſenden. Dabei fei jedoch natürlich 
nicht ausgeſchloſſen, daß von dieser Centralbehörde in dringenden Fällen insbeſondere, mit der 
— Bundesautorität bekleidete Weiſungen an die en ger einzelner Bundesländer ergehen. 
le „Sp. Z.“ widerſpricht heute auf das Beſtimmteſte der Nachricht, als werde die Auf⸗ 
bebung der in der Verfaſſung ausgeſprochenen Miniſterverantwortlichkeit beabſichtigt, 
doch ſei es wahrſcheinlich, daß ein Geſetzentwurf über die Miniſterverantwortlichkeit 
erſt nach geſchehener organiſcher Ausführung der vielen in der Verfaſſungsurkunde enthaltenen 
vabſtrakten Beſtimmungen“ vorgelegt werden dürfte, da jene „abstrakten Beſtimmungen“ je 
nach dem Standpunkte verſchieden aufgefaßt und interpretirt würden, und demzufolge, wenn 
das Dig über Miniſterverantwortlichkeit vor ihrer e — ſipulirt würde, 
leicht zu paltungen und Verwirrungen Veranlaſſung geben könnten. Der kurze Sinn dieſer 
Mittheilung ſcheint demnach darauf Unatssgü kunde daß von allen abſtrakten Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung die Miniſterverantwortlichkeit die abſtrakteſte iſt und bleiben ſoll 
und da ſie in dieſem harmloſen! Zuſtande ſehr unſchädlich iſt, jo iſt es allerdings richtig, daß 
man zu ihrer Aufhebung ga keine beſondere Veranlaſſung hat, und daß ſchon aus dieſem 
Grunde die betreffenden Mittheilungen der Wahrſcheinlichkeit entbehren. x 

Unter den Vorlagen, welche den demnächſt zuſammentretenden Kammern gemacht werden 
ſollen, hört die „V. 3.” au 
Vorſchläge in Betreff 
ſonen enthalten ſoll. 
(C. B.) Dem Vernehmen nach wird den Kammern eine Vorlage wegen Aufhebung einiger 
in dem oſtrhein. Theile des Reg.⸗Bezirk Koblenz noch beſtehenden, mit den älteren Gemeindever⸗ 
faſſungen zuſammenhängenden Gerichtsinſtitutionen gemacht werden. Es find dies Einrichtun⸗ 
gen, welche den altländiſchen Dorfgerichten, die mit Einführung der neuen Juſtizorganiſation 
gleichfalls aufgehoben worden, verwandt ſind. 

Vor etwa acht Tagen entfernte ſich hier ein höherer Beamte des Charite-Krankenhauſes von 
den Seinigen, nachdem er ſich aufs herzlichſte von ihnen verabſchiedet hatte. Trotz Öffentlicher 
Aufrufe von Seiten ſeiner Familie war er nicht mehr zu ermitteln. Geſtern wurde er auf dem 
Grabe ſeines unlängſt verſtorbenen Kindes erſchoſſen gefunden. l 

Die kürzlich bei einem hieſigen Leihbibliothekar und bei den 2 einer . 
vorgenommene Hausſuchung hat eine Beſchlagnahme zahlreicher Briefſchaften zur Folge ge- 

abk. Der Inhalt derſelben ſoll a n e eworden ſein, die mecklenburgiſchen Poltzeibe⸗ 
örden wegen Recherchen bei einigen in Roſto fich aufhaltenden Perſonen zu requiriren. 

Mit dem 1. künftigen Monats wird die Telegraphenlinie von Stettin nach Poſen dem Pri⸗ 
vatverkehr übergeben werden. 2 J | 

Durch das vor einigen Tagen erfolgte Ableben eines hieſigen Arztes, des Dr. Breyer, hat 
der animaliſche Magnetismus, injofer feine Theorie durch die myſteriöſen Lehren, welche die 
Schule des im vorigen Jahrhundert aufgetretenen Mesmer an das Syſtem knüpfte, vielleicht 
den letzten Vertreter dieſer Richtung in Deutſchland verloren. Dr. Breyer verband mit bedeu⸗ 
tenden naturwiſſenſchaftlichen Kenntniſſen eine genaue Einſicht in alle, ſelbſt in die neueſten phi⸗ 
Men e Syſteme, hielt aber an ſeiner Theorie, wie ſie ihm das vergangene Ae 
überliefert hatte, nichtsdeſtoweniger bis an fein Ende feſt. Er fol umfaſſende Ausführungen feiner 
Anſichten über den 1 und verwandte Gegenſtände hinterlaſſen haben, welche durch die 
ordnende Hand ſeines Sohnes, eines der bekannteren deutſchen Demagogen aus den zwanziger 
Jahren, der jetzt als Arzt in Brüſſel lebt, vielleicht an die Oeffentlichkeit gelangen. 

Breslau, 23. Oktober. (Verhandlungen des ſchleſiſchen Provinzial⸗ 
Landtages.] 22. Plenar⸗Sitzung am 10, Oktober 1851, Vormittags 10 Uhr. 

Nach der Verleſung des Protokolls wurde der neu eingetroffene Abgeordnete Fritze, 
Gleiwitzer Wahlbezirks, der Verſammlung vorgeſtellt. \ 

Der Tages⸗Ordnung gemäß kam das Referat des erſten Ausſchuſſes über 

das von dem Oberpräſidenten der Provinz erforderte Gutachten über die bei 
der nachträglichen Ausgleichung der Kriegs⸗Leiſtungen anzuwendenden Grundfäge 
zum Vortrag. Referent Abgeordn. Freiherr v. Zedlitz Neukirch (Glaz) machte zu: 
vörderſt darauf aufmerkſam, daß es ſich hier nicht um die Zukunft handle, da das 
Geſez vom 11. Mai d. J. die Grundſätze über die Vergütigung regle. Der königl. 
Dber-Präfident der Provinz hat in einem an den Landtags⸗Marſchall gerichteten Schrei⸗ 
den vom 25. September unter der Bemerkung, daß durch den Miniſterial⸗Erlaß vom 
12. Dezember 1850 ihm die Entſcheidung darüber überlaſſen worden, welche von der, 
in der allerhöchſten Verordnung vom 12. November pr. in Betreff der Kriegsleiſtungen 
erwähnten Verpflichtungen den Einzelnen obliegen, und welche als Gemeinde⸗Leiſtungen 
reſp. als Kreis- und Provinzial⸗Laſten anzuſehen find, die Grundſätze mitgetheilt, nach 
welchen er hierbei zu verfahren gedenkt, und um ſich des Einverſtändniſſes der Pro⸗ 
Suläivertrerung darüber zu vergewiſſern, ein Gutachten des Landtages darüber erfordert. 
d * die Verordnung vom 12. November v. J. ſind die Gemeinden nach Anordnung 
110 bern, Militär und Verwaltungs⸗Behörden verpflichtet, eine nachträgliche Aus⸗ 
glei u. 1 jene Verordnung nicht. Das Referat entwickelt weiter, daß nicht 
Natur Uebel das Maaß der einzelnen Leiſtungen ein Urtheil über ihre nach⸗ 
trägliche Landtane begründen könne, und da die bezüglichen Materialien zu dieſem 
Behuf dem X 4 nicht vorlägen, ſo ſei anzunehmen, daß dem königlichen Oberprä⸗ 
1 77 wenig ihm za gelegen ſei, ſpezielle Fälle in dem Landtags⸗Gutachten als 
nhalt für die 6 . 93 Entſcheſdung zu finden, als vielmehr ſich im Allgemeinen 
zu vergewiſſern, o N er Provinz das Bedürfniß einer nachträglichen Ausgleichung, 
in welchem Maaße un * welchen Richtungen hin empfunden werde. 

Dieſen Anſichten des une gegenüber wurde bemerkt: allerdings ſtehe dem 
Oberpräſidenten die Entſcheidung in dieſen Fallen zu, mit dieſer aber auch die Verle⸗ 
genheit, fie nach Recht und Billigkeit zu treffen, 
treter der Provinz begehrt, um dem Bedürfniffe 


der (politiſchen?) Qualifikationen der zu Geſchworenen zu wählenden Per. 


am ſicherſten entſprechen zu können. 


lung und na 


ihrer Natur nach von der Provinz und dem Staate 
ſowie die Einrichtung und Ausſtattung von Magazinen, 


Die vom Ausſchuß geſtellte Frage: a 
ob das Bedürfniß zu einer nachträglichen Ausgleichung bezüglich der Leitungen, 
für welche nach ber Verordnung vom 12. Novbr. 1850 Vergütigung aus 
Staatsfonds gewährt wird, vorliege? 
wurde von der Majorität verneint. 
Edenſo wurde vom Landtage mit überwiegender Stimmenmehrheit die Anſicht 
ausgeſprochen: g 
1) daß wegen Gewährung von Naturalquartier eine nachträgliche Ausgleichung 
durch Uebertragung auf größere Verbände nicht erforderlich fei, ebenſo wenig 
2) bei Geſtellung von Transportmitteln, Wegweiſern oder 
3) bei fortifikatoriſchen Leiſtungen, welche auf Grund der Verordnung vom 12ten 
November geleiftet worden ſind. 
Zu den Punkten : 
4 und 5 der Denkſchrift erklärte die Verſammlung ſich mit den darin ent⸗ 
haltenen Grundfägen einverſtanden, daß die Eingabe von Lokalitäten und 
Einrichtungen für Magazine, Lazarethe ic. nicht von den Gemeinden, ſondern 
vom. Provinzialverbande getragen werden müßten, jedoch mit einiger, dem 
wirklichen Umfange der Leiſtung entſprechenden Modifikation anzunehmen 
ſein werde. 
Der Antrag des Ausſchuſſes ad 5b., ſich dafür zu verwenden, 
daß in ähnlicher Weiſe wie bei der gewonnenen Ueberzeugung von beſonders 
hervortretenden Härten und übermäßigen Beläſtigungen ſchon während der Mo⸗ 
bilmachung Remedur im Verwaltungswege dadurch herbeigeführt worden iſt, 
daß die Staatskaſſe Vergütigungen übernahm, welche ihr nach der Verordnung 
vom 12. Nov. pr., ſo auch in den Fällen, in denen nachträglich eine Prä⸗ 
gravation anzuerkennen ſein möchte, die Staatskaſſe abhelfend ins Mittel trete, 
wurde mit 56 gegen 25 Stimmen angenommen in der Art, daß der Hr. Oberpräſi⸗ 
dent um dieſe Verwendung zu erſuchen ſein ſolle. \ 
Mit den g 
ad 6 und 7 aufgefisliten Grundfägen, daß „für Gewährung der Lager und 
Bivouaksplätze und Natural⸗Verpflegung“ nicht noch eine beſondere Uebertragung 
nachträglich ſtattfinden ſolle, 


ch eine in Betreff der Schwurgerichte nennen, die unter andern auch erklärt die Verſammlung ſich einverſtanden. 


Schließlich wurde noch feſtgeſtellt unter der Bemerkung, daß dadurch eine Präjubi- 
zirung der Anſprüche von Breslau, Görlitz und anderen Städten wegen ihren Lazareth⸗ 
koſten an die Provinz nicht ausgedrückt ſein ſolle, 

daß dem königl. Oberpräſidenten die Entſcheidung der Frage überlaſſen bleiben 
möge, in welchen Fällen die Verpflichtung der Uebertragung nicht allgemein als 
Laſt der Provinz anzuerkennen ſei, ſondern ihr Maaß beſtimmen ſolle, welcher 
Verband als Gemeinde-, Kteis⸗ oder ein anderer fie zu tragen habe. 

Nachdem dieſer Gegenſtand erledigt, wurde das Gutachten über die Berathung des 
Iſten Theils erſten Abſchnitts der Denkſchrift über die Gemeinde⸗Ordnung vorgetragen 
einigen kurzen Bemerkungen genehmigt. 

Endlich folgte noch die Berathung über das Gutachten des Sten 
beantragten Baulichkeiten in dem Ständehauſe betreffend. 
Die Anträge 

1) Gasbeleuchtung einzurichten und 

2) auf 2 Seiten Trottoirs zu legen, } N E 
wurden wegen der dadurch dem Reſervefonds erwachſenden bedeutenden Schmälerung 
abgelehnt, dagegen beſchloſſen, N 

3) den dem Ständehauſe gehörigen Raum nach dem Exerzſerplatze hin, zwar mit 

ſichtbaren Grenzmalen zu verfehen, aber nicht abzuschließen, 

4) der neu gewählten Verwaltungs⸗Kommiſſion für das Ständehaus eine außerge⸗ 

richtliche Vollmacht zu ertheilen. 

Schluß der Sitzung. Die nächſte heute Nachmittag 5 Uhr. 


Ausſchuſſes, die 


[Verhandlungen des ſchleſiſchen Provinzial⸗Landtages.] 23. Plenar⸗ 


Sitzung am 10. Oktbr. Abends 6 Uhr. 

Der Landtagsmarſchall kündigt der Verſammlung an, daß der königl. Landtags⸗ 
Kommiſſarius bereit fei, die zur Ueberreichuug der Adreſſen und Gutachten beſtimmte 
ſtändiſche Deputation am 11. Oktbr. Vormittags 11 Uhr zu empfangen. Die Depu⸗ 
raten wird aus Mitgliedern aller Stände ernannt. Hierauf folgt nach der Tas 

esordnung: Ä 

1 Referat des 2. Ausſchuſſes über den Petitionsantrag des Abgeordneten Grafen 
v. Zedlitz⸗Trützſchler wegen Verſtärkung der Mittel, Behufs der Abhilfe der 
dringendſten Nothſtände in der Provinz leſen. Referent Abgeordneter Frei⸗ 
herr v. Zedlitz⸗Neukirch auf Kauffungen (Hirſchbere). 

Die Petition bezeichnet als ſolche Nothſtaͤnde die Beſchäftigung brotloſer Arbeiter, 
die Armenkrankenpflege vorzugsweife auf dem platten Lande, Unterbringung und Ver⸗ 
pflegung hülfsbedürftiger Kreis⸗Armen, ſowie die Inſtandſetzung ſchlechter Wege, und 
ſchlägt zu dieſem Behufe vor: a 

I) die unter dem Namen des Land⸗Siechenhaus⸗Fonds bei der Regierungs⸗Inſti⸗ 

tuten⸗Hauptkaſſe verwalteten, zu provinziellen Zwecken beſtimmten, diefer Ver⸗ 
wendung zur Zeit noch entgegenſehenden Fonds, 

2) die Beträge, welche in der ganzen Provinz zur Unterhaltung des Kreuzburger 

Land⸗Armenhauſes aufgebracht werden und den für jene Anſtalt bereits aufge⸗ 


ſammelten Beſtand, 
3) die Ueberſchüſſe, welche durch Erhöhung der Salzpreſſe auf die Höhe vor 1842 
im Wege eines verfaſſungsmäßigen Geſetzes fr Schleſten zu gewinnen und der 
Provinz für obigen Zweck zu belaffen wären, 
unter die einzelnen Theile der Provinz zu verteilen und deren Selbſtbeſtimmung die 
ſpezlellr Art und Weiſe der Verwendung je nach dem in jedem Kreiſe mehr oder weni⸗ 
ger hervottretenden Bedüfniſſe unter der Verpflichtung der Rechenſchaftslegung an die 
Provinzial⸗Vertretung zu überlaſſen. u 
Der Referent erkennt die Zweckmäßigkeit jener Vorſchläge zu dem gemeinnützi⸗ 


deshalb werde das Urtheil der Ver- gen Zwecke an mit Ausſchluß des Vorſchlages wegen Erhöhung der Salzpreiſe, welcher 


Antrag überhaupt die allgemeine Landesgeſekgebung berührt, bemerkt auch zugleich, daß 


‘ 


bie 4 Kreiſe der Oberlaufig nur an dem Land⸗Siechenhaus⸗Fonds, nicht aber an dem 
Fonds des Kreuzburger Armenhauſes Theil nehmen könnten. 

Die Lauſitzer Abgeordneten erklärten, daß ſie auf jene beiden Fonds, als alte ſchle⸗ 
ſiſche Stiftungen, keinen Anſpruch erheben. Ein Abgeordneter für Görlitz erklärte das 
gegen, daß er ſich nicht ermächtigt halte, im Namen der Stadt Görlitz auf einen Anz 
theil dieſer Fonds zu verzichten. ö 

Nach der über dieſen Gegenſtand gepflogenen Diskuſſton wurden die Fragen: 

1) fell der zur ſtändiſchen Dispoſition geftellte Land⸗Siechenhausfonds zu den an: 
gegebenen Zwecken verwendet werden? 
ſoll die Verwendung des beim Kreuzburger Land⸗Armenhausfonds aufgeſammel⸗ 
ten Kapitals zu den gedachten Zwecken, zur Vertheilung in die Kreiſe nach der 
Seelenzahl, jedoch ohne Betheiligung der Obetlauſitz allerhöchſten Orts bean⸗ 
tragt werden? 
ſoll die Verwendung der alljährlich bisher aufzubringenden Beiträge zum Kreuz⸗ 
burger Armenhauſe, ſo weit ſolche disponibel gemacht werden können, ſowie 
die Ueberweiſung des ½ Prozents bei Gutskäufen zu überlaffen, allerhöchſten 
Orts gebeten werden? 


2) 
3) 


4) 
bei dem jedesmaligen Zuſammentritt als Provinzial⸗Vertretung eine Ueberſicht zu 
gewähren, ob und wie die der Provinz allergnädigſt überwieſenen Mittel angelegt 
und verwandt werden? 

mit überwiegender Majorität bejahet, dagegen der Antrag 
auf Erhöhung der Salzpreiſe zu den obigen Zwecken 
abgelehnt. 

Es folgte hierauf: h Er 
Das Referat über die Petition des Abgeordneten Paulack wegen Ausführung 
einer Chauſſee von Ruhland zur nahen königl. ſächſiſchen nach Dresden führen⸗ 
den nur 1½ Meile entfernten Chauſſee auf Staatskoſten. 

Der Landtag beſchloß: 

Die Petition dem Landtags⸗Kommiſſarius mit der Empfehlung möglichſter Be⸗ 

rückſichtigung zu überreichen. 

Der Referent des Central⸗Ausſchuſſes trug hierauf ein Schreiben des Vorſtan⸗ 
des des ſchleſiſchen Kunſtvereins vor, in welchem derſelbe einige Bedenken über 

die vom Landtage auf den früheren Antrag geſtellte Bedingung ausſpricht und 

erſucht den Vorſtand, daß auch Bilder, welche im Ständehauſe aufgeſtellt ge⸗ 
weſen, dadurch nicht am Verkauf behindert werden mögen, 
womit der Landtag ſich einverſtanden erklärt. - 

Es folgt ſodann: 

IV. Die Petition über den Vortrag der evangeliſchen Pfarrer Weihmann zu Ol⸗ 
bendorf und Geitner zu Lorenzberg wegen Abänderung der beſtehenden Decem⸗ 
Geſetzgebung, daß der quiescirende Decem fofort als ablösbar erklärt werde. 

Da die Petenten nicht den Inſtanzenzug, nach welchem ſie ſich an die k. General⸗ 

Kommiſſton zu wenden gehabt, nicht beſchritten, ſo trug der Ausſchuß auf Uebergang 
zur Tagesordnung an, dem der Landtag beipflichtete. £ 

V. Referat des Central⸗Ausſchuſſes über die Petition des Magiſtrats in Grünberg 
wegen Aufhebung der Weinſteuer in Schleſien event. wegen Gleichſtellung mit 
der Weinſteuer in der Mark. 

Der Landtag beſchloß mit 45 gegen 26 Stimmen dieſe Gleichſtellung zu befürworten. 

Schluß der Sitzung Abends 10 Uhr. Nächſte Sitzung morgen Vorm. 10 Uhr. 

Grätz, 21. Oktober. [Eine Kiſte mit Waffen.] Soeben erfahre ich aus 

ſicherer Quelle, daß man in Pinne eine Kiſte mit Waffen in Beſchlag genommen hat, 
die als Güterfracht aus Berlin dort angekommen find. Hoffentlich werden wir wohl 
in der nächſten Zukunft die näheren Details von dort erfahren. (Poſ. 3.) 

? Düſſeldorf, 20. Okt. [Landtag.] Soeben wird das Protokoll der 6. Plenar⸗ 
Sitzung des Landtages veröffentlicht. Es wird in demſelben über das Statut der 
Provinzial⸗Hülfskaſſen berathen und der § 23 des Regierungs⸗Entwurfs führt 
dabei zu einer Prinzipien⸗Frage. Es beantragte nämlich ein Abgeordneter, für die Be⸗ 
wennung „Stände“ einen anderen Ausdruck zu ſubſtituiren. Die desfallſige Dis⸗ 
kuſſion führte zu folgenden Fragen: 1) Soll § 23 unverändert beibehalten werden? 
2) Soll folgende, von einem Abgeordneten vorgeſchlagene Faſſung ſubſtituirt werden: 
„Der Ausſchuß wird aus der Mitte der Pro vinzial⸗Verfammlung unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der verſchiedenen darin vertretenen Intereſſen gewählt“? Ad 1 
wurde abgelehnt; ad 2 angenommen. (K. 3.) 
15 eutſchla nu d. 

Frankfurt, Oktober. [Vom Bundestag. — Vermiſchtes.] Es ſind 
in den jüngſten Tagen Inſtruktionen an den k. k. Präſidialgeſandten in Betreff der 
eutſchen Flotte angelangt, aus denen hervorgeht, daß Oeſterreich ſich neuerdings 

wieder für den Fortbeſtand der deutſchen Flotte ausgeſprochen hat; wie wir vernehmen, 
dürften Sachverſtändige abgeſendet werden, um eine Prüfung über den Zustand der in der 
er befindlichen deutſchen Flotte vorzunehmen. Der Contte-Admiral Brommy befin⸗ 

et ſich wieder hier. — Wie wir vernehmen, werden in Kürze Seitens des Bundes 

tages „Commiſſäre des Bundes“ nach Bremen geſendet werden, um den dorti⸗ 
em Verfaſſungsſtreit zwiſchen Senat und Bürgerſchaft zu ſchlichten und dort einen 
rer Js geſetzmäßigen Zuſtand wieder Prssufteten, Auch die Verfaſſungen mihrerer ande: 
ſchen inſtaaten dürften einer 4 ven Regelung Seitens des Bundestages entgegen⸗ 
in den zu Die Thätigkeit der w gel Di alf ite in den Bundesfeſtungen iſt 
Hiefigen Bolten Wochen ſehr en na kal Widkomnionen ſtehen mit der 
geſtern undes⸗Militärkommiſſion ie andigem Rapport. — Die Verheirathung der 
Heften, W. eingetroffenen Gräfin v. Bergen, Witwe des verftorbenen Kutfürſten von 
feanpöftfchen stm IL, mit dem Aue 1 M. bu dal, ſächſiſchem Geſandten bei der 
Schlägerei zwi egierung, wird am 28. d. attfinden, — In Folge neuerlicher 


hier ſt 
wundete in di 


III. 


ſchen öſterreichiſchen und baieriſchen Soldaten in Bornheim find 14 Ver: 
e betreffenden Lazarethe gebracht. (N. Pr. Z.) 

676 Berei Nachricht, daß ein preußiſch⸗öſterreichiſcher Antrag für die Regelung 
Saal beffäti weſens in Frankfurt eingebracht worden fei, wird uns mit dem Hin⸗ 
zufügen > daß der Antrag ſchon vor einiger Zeit eingebracht worden ſei, und 


daß man bei de allſiger Berathung und Beſchlußfaſſung auch die freigemeindlichen 
und deutſchkatholiſchen ge in dieſes Bereich ziehen N ee 
(N. Pr. 3.) Na neueren Beſtimmungen iſt 


v. Schreckenſtein zum Oberbefehlshaber des um Frankfurt a. M. in Folge Bun⸗ 


2125 


fol Se. Majeſtät gebeten werden, die Landesbehörden anzuweiſen, den Ständen P 


dabei ihren Einfluß und ihre Selbſtſtändigkeit beſſer geſichert finden werden. 


digen ihre Berathungen vorläufig nicht länger, als bis zum 20. 


der GeneralsLicutenant Roth bereits eingeleltete gerichtliche Unterſuchung jenen ans Licht und 


desbeſchluſſes vom 6. Sept. zuſammenzuziehenden Bundeskorps ernannt worden. Zu 
dieſem Korps wird nicht, wie anfänglich beſtimmt, das in Koblenz garniſonirende 25. In⸗ 
fanterie⸗Reg., ſondern das 17. Infanterie⸗Regiment aus Köln und Düffeldorf gezogen 
werden. 5 5 
Frankfurt a. M., 20. Oktober. [Die handelspolitiſchen Verhand⸗ 
lungen.] Die Weſer⸗Ztg. erhält von hier folgende Andeutungen über den Stan 
der handelspolitiſchen Verhandlungen: - 

„Die hier zuſammengetretene Kommiſſion von Sachverſtändigen zur weiteren Ausführung 
der Dresdener Vorſchläge hinſichtlich der Zoll- und Handels⸗Angelegenheit wird einige Mühe 
finden, aus der Stelle zu kommen. Man kann bei den Befürchkungen oder Hoffnungen, die 
ſich an ihre Thätigkeit knüpfen, nicht eindringlich genug auf die geſchäſtliche und rechtliche 
Sachlage hinweiſen. Es findet ſich ein bloßes Kollegium von Technikern vereinigt, welches 
berathen und begutachten ſoll, welche Beſchlüſſe über gewiſſe Gegenſtände des materiellen In⸗ 
tereſſes möglich wären. Wenn irgendwo, ſo trifft das ex vinculis sermoeinari hier zu: es iſt 
kaum möglich, irgend etwas Anderes, als fromme Wünſche zu ſormuliren und von bloßen 
Möglichkeiten zu ſprechen. Das, was wirklich möglich iſt, wird ſich dabei auf Minima reduziren, 
und dann eh nicht auf dem bundesmäßigen Wege, den hier ſchon die Stimme von Däne⸗ 
mark oder Holland hemmen würde, ſondern nur auf dem Wege der beſonderen Verträge außer⸗ 
halb des Bundes durchzuſetzen ſein. Gleiwohl hat man in Wien wirklich noch weiter gehende 
lane. Man wird nicht unthätig dabei bleiben, daß ſich außerhalb des Bundes eine commer⸗ 
cielle und induſtrielle Einheit organiſirt, auf die am Ende das Hauptgewicht fallen muß und 
die unfehlbar auch zu einer politiſchen Organiſation hinführt, alſo im Grunde zu dem eben 
glücklich überwundenen Unionsweſen. Negiren und ſprengen läßt ſich der Zollverein nicht, weil 
man nichts an ſeine Stelle zu ſetzen hat, und weil ſelbſt diejenigen Regierungen, denen die 
politiſche Seite der Sache unangenehm iſt, doch aus finanziellen. und nationalbkonomiſchen 
Gründen den Zollverein nicht entbehren können. Der neue Plan, den man in Wien jetzt ent⸗ 
worfen hat, gebt daher in eſentlichen auf eine Vereinigung der in den Denkſchriften vom 
30. Dezember 1849 und 30. Mai 1850 dargelegten Pane mit dem jetzigen Stande der Dinge; 
der Zollverein ſoll erhalten werden, aber doch die Beſtimmung haben, Theil eines weiteren 
Verbandes zu werden, mit welchem er ſich nach manchen Vorbereitungs- und Einleitungs⸗ 
Maßregeln am Ende völlig zu amalgamiren hätte. Die obere Leitung würde dann am Ende 
doch in den Bund fallen, und damit der Charakter des Zollvereind als eines außerhalb des 
Bundes ſtehenden Vereins eine übrigens in den Zollvereins⸗Verträgen ſelbſt bereits vorausgeſe⸗ 
hene Aenderung erleiden. Es würde alſo jetzt von Oeſterreich eine ähnliche Idee vom engeren 
und weiteren Bunde verfolgt werden, wie früher bei einer anderen Gelegenheit von anderer 
Seite. Man wird die ganze Idee nicht verwerflich, ihre Ausführung auch nicht unmöglich, 
wohl aber ſehr ſchwierig Anden müſſen. Er Verſorgung der commerciellen und induſtriellen 
Denn von Bundes wegen und die Erhebung des Bundes zu einer commerciellen Einbeit 
wäre ſegensreich genug. Die Königreiche werden auch jeden dahin abzielenden Plan unter⸗ 
ſtützen, weil ſie lieber Oeſterreich und Preußen, als Preußen allein zum Safe, Schw und 

ie wierig⸗ 
keiten werden aber in der Bundesverfaſſung liegen, und man ſollte, ehe man Plane macht, 2 
welchen auf den Bund gezählt iſt, daran denken, ob ſich die Bundesverfaſſung reformiren läßt, 
die hier in einem eireulus inextricabilis Belangen ift, fo daß man von ihren hemmenden Be⸗ 
ſtimmungen ſchwerlich loskommen wird. Das Bundesgebiet zu einem commerciellen Gebiete zu 
machen wird ſchon deshalb nicht angehen, weil die nichtdeutſchen Staaten die Theilnehmer des 
Bundes find, nicht zuſtimmen werden, und weil die beiden größeren Staaten ihre eigene innere 
commercielle Einheit nicht aufgeben wollen, gleichwohl aber nicht mit ihrem ganzen Gebiete 
dem Bunde angehören; deshalb ſcheint es doch, als ob ſich Oeſterreich wird eniſchle en müſſen, 
unächſt noch auf dem von Preußen einmal betretenen Wege nachzufolgen und mit dem . 
idirten Zollvereine einen möglichſt liberalen Handelsvertrag zu ſchließen. K a iſt aber 
immer doch erſt dann zu denken, wenn man in Oeſterreich den neuen Tarif nicht nur publizirt, 
ſondern auch über ſeine Anwendung Erfahrungen gemacht hat, und wenn das fernere Schickſal 
des Zollvereins durch die Besbenalöngek, zu welchen wahrſcheinlich in der nächſten Zeit von 
Berlin die Einladungen ergehen werden, entſchieden ſein wird. Alles, was alſo bis dahin in 
Frankfurt geſchieht, kann nur einen äußerſt präparatoriſchen Charakter tragen und höchſtens ein 
Material liefern, welches man ſpäter benutzen und berückſichtigen kann. Die Erwartungen der 
dem Zollvereine angehörigen und ſonſt dem Unirungswege nicht geneigten Regierungen von 
einer Auflöfung und Amalgamirung des Zollvereins mik dem Bünde find übrigens äußerſt 
gering, und die Agitationen, die in dieſer Beziehung in München, Stuttgart und Karlsrahe 
verſucht ſind, haben gar keinen Erfolg gehabt.“ . 

Man ſchreibt noch über denſelben Gegenſtand dem „Nürnb. Korr.“: „Bis fetzt 
weiß man von den in volkswirthſchaftlichen Angelegenheiten hierher geſandten Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſarien, daß ſie da ſind und unter dem Vorſitz des Herrn v. Hermann 
zu einer Eröffnungs- und einigen folgenden Sitzungen verſammelt waren. Die erſte 
Frage, mit welcher man ſich in dieſen Sitzungen beſchäftigte, war das die cur hic! 
Und das Reſultat: daß man zur Fortfegung der wiederaufzunehmenden Arbeiten der 
Dresdener dritten Konferenz⸗Kommiſſion gekommen ſei. Nachdem man ſich Diefes klar 
gemacht hatte, entſtand eine zweite Frage, nämlich die: was denn eigentlich von dieſen 
Dresdener Beſchlüſſen wirklich beſchloſſen worden ſei. Es ergab ſich nun, daß es den 
Vorſchlägen der Dresdener dritten Konferenz-Kommiſſion meiſtens oder ganz an der 
Zuſtimmung der Regierungen fehlte und an eine Ausführung um ſo weniger zu denken 
ſei, als ſich die politiſchen Verhältniſſe und die handelspolitiſchen Ausſichten inzwiſchen 
bedeutend geändert haben. Somit waren denn die Herren Kommiſſarien auf dem 
Rechtsboden angelangt, bei der Frage: was Rechtens. Sie haben ſich nun an ihre 
Regierungen gewandt und warten auf Inſtruktion. Vorſchläge von Seiten der letzteren 
liegen nicht vor. Preußen hat ſich in ein undurchdringliches Schweigen gehüllt, 
vom Vertrage mit Hannover iſt kein Wort mitgetheilt worden; Oeſtetreich beobachtet 
ebenfalls ein ernſtes Schweigen, die große Frage vom Anſchluß an Deutſchland iſt 
mit keiner Sylbe berührt worden. So ſtehen die Sachen. Jetzt erſt ſieht man, daß 
die National⸗Verſammlung doch auch in matetiellen Dingen ein groß Stäck Arbeit vor 
ſich gebracht hat. In Dresden that man nicht viel mehr, als das Material, welches der 
volkswirthſchafttiche Ausſchuß feiner Zeit geſammelt hatte, noch einmal zu ſammeln; 
hier wird man die Sammlung von Dresden fortſetzen, das Reſualtat wird in großen 
Papierballen beſtehen.“ N a r 

Wie die Voſſ. Ztg. hört, ſollen die in Frankfurt zuſammengetretenen Sachverſtän⸗ 
cht ( November ausdehnen, 
da der Zollvereins⸗Kongreß wahrſcheinlich auch gegen Ende dieſes Monats in Berlin 
eröffnet werden ſoll. 

Frankfurt, 20. Okt. [Ein Attentat.] Geſtern Nachmittags zwiſchen 3 und 
4 uhr iſt in dem ſogenannten Stadtwald zwiſchen Schwanheim und dem Ober⸗Forſt⸗ 
hauſe auf einen umferer achtbarſten hieſigen Bürger, den Hrn. Schöff Dr. v. Hey⸗ 
den, der mit feinen Kindern auf einem Spaziergang begriffen war, aus dem Buſch⸗ 
werk freventlich und ſcharf geſchoſſen worden. Die Schußwaffe war mit ſogenanntem 
Hühnerſchroot geladen; glücklicher Weiſe aber traf der Frevler fein Ziel nicht. Der 
Schuß ſtreifte nur, und einige Schrotkörner, die in dem Arm, der Hand und Seite 
des Herrn Schöff v. Heyden figen geblieben waren, wurden fpäter herausgezogen. Der 
Unthäter und das Motiv zu feinem Attentat find noch unbekannt; Pr 
zur Strafe ziehen. 
(Fr. O.⸗P.⸗A. 3.) 
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München, 20. Okt. [Erklärung der Innungen für Aufrechter⸗ 
haltung des Zollvereins. — Vermiſchtes.] Die Intriguen gegen die Verlän⸗ 
gerung des Zollvereins von Seiten ſüddeutſcher Kabinete, dauern fort. Unſere Regie⸗ 
rung wird fortwährend durch Depeſchen beſtürmt, ſich einmal beſtimmt in dieſer Ange⸗ 
legenheit auszuſprechen. Man erſchöpft ſich in den Mitteln, Stimmen für Kündigung 
des Zollvereins zu gewinnen. Regierungsfreundliche Journale haben bereits davon ge: 
ſprochen, daß Reiſende norddeutſcher Fabriken Süddeutſchland überſchwärmen und ihre 
Waaren zum Spottpreiſe andieten, ſo, daß unſere Gewerbsmeiſter im Nachtheile ſind. 
Die Staatsregierung hat ſogleich Notiz hiervon genommen und fordert nun ſämmtliche 
Innungen auf, ihr Gutachten über die Nachtheile des Zollvereins, namentlich 
über die Verhältniſſe der Zölle auf Rohſtoffe und Halbfabrikate gegenüber 
von denen auf vollendete Fabrikate genau abzugeben. Sämmtliche Innungen 
hielten deshalb deute Verſammlung, um ſich hierüber zu berathen. Wie ich höre, hat 
ſich bereits die Maſorität entſchieden für den Zollverein erklärt, obwohl von gewiſſer 
Seite die glänzendſten Schilderungen von den Vortheilen eines ſüddeutſchen Zollvereins 
gemacht wurden. Es follen ſogar große pekuniäre Opfer gebracht worden fein, um 
egen den Zollverein Stimmung zu erwecken. — Wie nicht anders zu erwarten ſtand, 

hat heute die Kammer der Reichsräthe den Geſetzentwurf über die proviſoriſche Forter⸗ 
hebung der Steuern und den proviſoriſchen Fortbeftand des Lotto's, nachdem der zweite 
Präſident, Graf Karl von Seinsheim, die Nothwendigkeit dieſes Geſetzes vorerſt herz 
vorgehoben, einſtimmig angenommen. Nachdem hierauf ein Schreiben des ſich in Rom 
befindlichen Juſtizminiſters verleſen, worin dieſer den Wunſch ausdrückte, man möge 
mit der Berathung der von ihm eingebrachten Geſetzentwürfe ſo lange warten, bis er 
von felner Erholungsreiſe zurückgekehrt iſt, wird die Sitzung, welche im Ganzen eine 
Viertelſtunde dauerte, wieder geſchloſſen. Nicht weniger als 16 der hehen Herren 
„Reichsräthe“ haben heute einen Urlaub nachgeſucht. Ss groß iſt die Luft derſelben, in 
der Kammer zu tagen. — Wieder iſt heute ein Bataillon in die Pfalz abgegangen, 
wofür ein Bataillon Pfälzer hierher verlegt wird. Dieſesmal hielt, Fürſt Taxis wieder 
eine Rede an die Soldaten vor dem Abmarſch; warnte dieſelben jedoch nicht wie das 
letztemal vor dem Umgang mit Pfälzer Bürgern, die nur ihre Verführung zur Untreue 
beabſichtigen. Ein „dem Sieger von Bronzell“ von Oben zugekommener Wink ſoll 
Urſache ſein, daß dieſes unterblieben iſt. Uebrigens wird in gewiſſen Kreiſen davon 
geſprochen, daß ſämmtliche in der Pfalz garniſonirende Regimenter, bis kommendes 
Frühjahr, durch andere „verläßigere“ — erſetzt werden ſollen, weil eine Entſchei⸗ 
dung der Dinge in Frankreich im nächſten Jahre unausbleiblich iſt. 
5 Karlsruhe, 19. Okt.“ Die Nachricht, daß im Miniſterium des Innern ein Wech⸗ 
ſel bevorſtehe, iſt ungegründet. (Fr. O.⸗P.⸗A.⸗Z.) 

Dresden, 22. Oktbr. [Einberufung der Stände. — Verhaftungen.] 
Das heutige „Dresdn. J.“ enthält eine Bekanntmachung des Gefammtminifteriums, 
durch welche die Stände auf den 1. Dezember zu einem ordentlichen Landtage hierher 
berufen werden. — Geſtern iſt der Buchhändler Bromme allhier verhaftet worden, 
Jedenfalls iſt er der Geſchäftsfreund B., welcher an den Buchhändler Matthes in Leip⸗ 
zig geſchrieben, wenigſtens iſt ſo viel gewiß, daß ſeine Verhaftung mit den Waldheimer 
Ereigniſſen in Verbindung ſteht. Auch der angebliche Dr. Schneider, welcher in der 
bezeichneten Angelegenheit auch unter dem Namen eines Dr. Lehmann figuriet, iſt 
heute in der Perſon eines Studiosus medicinae hier zur Haft gebracht G. 3) 

Hannover, 21. Okter. ([Verſchiedenes.] Das amtliche Bülletin über das 
Befinden des Königs lautet günſtig, daſſelbe hat ſich in den letzten Tagen fehr gebeſ— 
ſert, und nehmen die Kräfte ſichtbar zu. — Ueber die ſechs Stimmen, welche gegen 
das Inhibitorium in der ritterſchaftlichen Beſchwerdeſache geſtimmt haben, kann die 
„N. Br. 3.“ die Mittheilung machen, daß dieſelben folgenden deutſchen Regierungen 
angehören: 1) Dänemark, 2) Holland, 3) Hanſeſtädte, 4) Hannover, 5) ſächſiſche Her⸗ 
zogthümer, 6) Braunſchweig und Naffau, 

Oldenburg, 19. Oktbr. [Der Landtagsabſchied.] Die am vorigen Don⸗ 
nerstag ausgegebene neueſte Nummer des Geſetzblattes bringt den Landtagsabſchied 
für den aufgelöſten allgemeinen Landtag. Wir heben aus demſelben hervor, daß trotz 
der auf dem Landtage herrſchenden Spannung mit der Staatsregierung doch verſchie— 
dene Geſetze von hoher Bedeutung für unſere Kulturentwickelung zu Stande gekommen 
ſind. Wir meinen die Geſetze wegen Ablöſung der auf Grund und Boden haftenden 
Laſten; wegen Ablöſung verſchiedener Berechtigungen des Staats; wegen Entſchädigung 
für die aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte der Mühlen; wegen Entſchädigung für 
die aufgehobenen Freiheiten und Begünſtigungen im Beitrage zu den Staats- und Ge⸗ 
meindelaſten. — Geſtern iſt der Miniſterialrath Zedelius nach Berlin abgereift, um als Ab: 
geordneter der hieſigen Regierung an der dortigen Poſtkonferenz Theil zu nehmen. (W. 3.) 

Braunſchweig, 19. Oktober. [Die Stellung unſeres Minifteriums] 
iſt eine durchaus unſichere und ſchwankende. Daſſelbe hat bis jetzt ein Syſtem des ge- 
mäßigten Fortſchrittes befolgt und damit im Sinne der großen Mehrheit des Landes 
gehandelt. Eine Oppoſition gegen daſſelbe hat bis zur neueſten Zeit im Grunde nur 
von Seiten der demokratiſchen Partei Statt gefunden und dieſe war von eigenthümli⸗ 
cher Art, indem es eigentlich keine ſpezifiſch braunſchweigſche, ſondern nur eine Folge 
der gegen die deutſchen Regierungen überhaupt gerichteten war, während unſere Miniſter 
als ſolche, im Grunde auch bei dieſer Partei volle Anerkennung fanden. Erſt ſeit einiger 
Zeit haben ſich einige rückläufige Merkmale einer anderen Art von Oppoſition gezeigt. 
Zunächſt die wüthenden und unabläßigen Ausfälle auf das hieſige Regierungs⸗Syſtem 
in der hannoverſchen Kreuzzeitung, welche einen kirchlich ariſtokratiſchen Charakter zeig⸗ 
ten; man kennt die Verfaſſer, man kennt die Lehrer. Dann ein paar Stimmen in 
der Abgeordneten⸗Kammer, einen Paſtor Morich, ehemaliger Demokrat, jetziger Reak⸗ 
tionär, beſonders in Beziehung auf Kirche und Schule, ein ziemlich talentvoller Mann. 
Dann ein Abgeordneter, Bürgermeiſter in einem kleinen Flecken, ein Frommer. Der 
geiftig unbedeutende Mann hat allerlei, auch, wie es ſcheint, Philoſophiſches gelefen 
und nicht verdaut, feine langen und langweiligen Vorträge find das Entfegen der Zu: 
hörer. Es heißt nun, daß der Landesfürſt, nicht unberührt von fernen und nahen Ein: 
flüffen, die Ergebniſſe der Wikſamkeit ſeiner Miniſter und deren Syſtem jetzt mit miß⸗ 
fälligen Augen anſehen 12 Das Gefeg über die Zuſammenſetzung der Abgeordneten⸗ 
Verſammlung und das 2 ahlgeſez, deren Schickſal ſich in dieſer Woche entſcheiden 
wird, können uns ſehr leicht tief eingreifende Veränderungen bringen. (K. 3.) 

* Hamburg, 22. Okibr. [Die Verfaffungsfrage. — Die Deutſch⸗ 
Katholiken.] Unſere Verfaſſungsfrage iſt um einen Schritt vorgerückt. 
lief im Früͤhſommer hier eine preußiſch⸗öſterreichiſche Note 


* 


ein, welche eine Art von Pro-! 


hibitorium enthielt. Hierauf hat nun der Senat dahin geantwortet, daß die intendirte 
Verfaſſung nichts weniger als ein Märzergebniß ſei; ſie wäre ſchon vor 1848 beabſich⸗ 
tigt geweſen. Hamburgs alte Verfaſſungszuſtände ſeien für unſere Zeit ſchlechterdings 
unhaltbar. So beſtänden u. A. noch bei uns verfaſſungsmäßig die Hexenprozeſſe und 
die Beſtimmung, daß wer ein ihm übertragenes Amt ablehnt, ſofort die Stadt verlaſſen 
müſſe. (Dieſe Beſtimmung gilt noch in der Schweiz. Anmerk. des Ref.) Bei diefer 
Rückrede ſcheint ſich nun die hohe Politik beruhigt zu haben, denn ſie hat eine weitere 
Entgegnung nicht zur Folge gehabt. Dafür zeigt ſich aber auch unſer Senat minde⸗ 
ſtens in politicis dem Bundestage möglichſt gefügig. Dieſer zeigt ſich bekanntlich fo 
vielſeitig, daß er ſelbſt die Geheimniſſe des Herzens unter ſeine Kontrole nimmt und 
die philoſophiſche Frage erörtert, wie viel Zoll Chriſtenthum in einem religiöſen Dogma 
enthalten ſind. Unſer Senat hat nun wirklich, auf Frankfurter Inſinuation, dieſes 
tieffinnige Geſchäft übernommen. Seine Zuſchrift an die hieſigen Deutſchkatholiken liegt 
uns vor. Sie ſetzt in 2 vollen Bogen auseinander, daß unſere Neukatholiken nicht 
nur das Chriſtenthum, ſondern die Grundlagen aller Religion verleugneten, einen per⸗ 
ſönlichen, außerweltlichen Gott und eine Vorſehung nicht anerkennten und behaupteten, 
daß die Menſchheit das Amt Gottes zu vertreten und ſich ſelbſt zu erlöſen hätte. Und 
dies Alles will Herr Senator Schröder aus dem Glaubensbekenntniß und Weigelts 
Predigten herausgeleſen haben. 

x Aus Holſtein, 21. Oktober. [Beſtürzung über den Ausgang der 
Miniſterkriſe. — Der Herzog von Auguſtenburg.] Die Nachricht vom Aus⸗ 
gang der däniſchen Kabinetskriſis hat bei uns ſehr verſchiedene Wirkung hervorgebracht. 
Die Anhänger der vormärzlichen Regierung, beſonders die Geſinnungsfreunde des Gra⸗ 
fen C. Moltke ſehen in dem Ereigniß eine neue Bedrohung ihrer Hoffnungen. So 
wird uns aus Kiel berichtet, daß die Beſtürzung in den dortigen Regierungs⸗ 
kreiſen des Graf Criminil und der Civilbehörde nicht geringer feis man 
ſpricht davon, daß der däniſche Kommiſſär (Criminil) ſeine Entlaſſung nehmen wolle; 
ebenſo die Civilbehörde. Doch war hiervon bereits bei ähnlicher früherer Veranlaſſung 
die Rede, und näher Stehende verſichern, daß die Herren ſich um Theil aus perſön⸗ 
lichen Rückſichten) zu noch fernern „Opfern“ bereit finden würden. 

Bei den an den jetzigen Verhältniſſen weniger Betheiligten hat jedoch die neue 
Aenderung der Kopenhagener Regierung nicht große Senſation erregt, da man wohl 
erwägt, daß die nationale Partei in Dänemark den Kelch bitterer Erfahrungen erſt ganz 
geleert haben muß, eh' ſie zu wirklicher Nachgiebigkeit ſich genöthigt ſehen wird. 

Dem Herzog von Auguſtenburg ſind, wie wir beſtimmt verſichern können, 
bisher keinerlei offiziöſe Anträge, betreffend die Erbfolge, gemacht worden. An ver: 
traulichen Anträgen hat es allerdings nicht gefehlt; der Herzog wird an dem Erb: 
recht feines Hauſes in allen Konſequenzen feſthalten, und könnte ſich höchſtens zu per⸗ 
ſönlichen Opfern bereit erklären. Die herzogliche Familie wird zum Winter wieder 
das Landhaus in Nieſtätten (Holſtein an der Elbe) beziehen, über deſſen Ankauf des 
Herzogs Bevollmächtigter eben mit dem jetzigen Eigenthümer in Unterhandlung ſteht. 

F Kiel, 22. Oktbr. [Das neue däniſche Minifterium.] Die Dänen ant⸗ 
worten immer auf die Noten der deutſchen Mächte mit einer That. Deutſchland hatte 
im Kopenhagener Kabinette an den Miniſtern C. Moltke und Reedtz für ſeine gerechten 
Forderungen noch immerhin einigermaßen eine Stütze. Dieſelben pflegten die preußſſch⸗ 
öſterreichiſchen Noten im Miniſterrathe zu befürworten. Was thun nun die Eider⸗ 
Dänen? Sie haben ganz einfach dieſe beiden Gefammeftantsmänner aus dem Kabi⸗ 
nette entfernt und haben ſtatt ihrer, Leute ihrer Partei eingeſetzt. Dies iſt der Aus vote 
der, von den gutmüthigen deutſchen Zeitungen mit fo großem Jubel RENT —.— 
Kopenhagener Miniſterkriſis. Außer den Obgenannten iſt auch noch der Kriegsminiſter 
Fibiger ausgetreten, aber, wie es ſcheint, weniger aus politifhen als aus parlamentari⸗ 
ſchen Gründen. Die Dänen find in der parlamentariſchen Praxis noch unerfahren, 
denn ſie üben dieſelbe erſt ſeit 3 Jahren. Diejenigen unter ihnen haben daher im 
Reichstage ein Uebergewicht, welchen das freie Wort zu Gebote ſteht. Dieſe Eigen⸗ 
ſchaft beſitzen nun gerade vorzugsweiſe die Eider-Dänen, denn ſie waren ſchon lange 
vor der Revolution die vornehmſten Journaliſten und Volksredner; ſie haden den 
24. März vorbereitet. Zu ihnen zählt auch der ehemalige Kapitän Tſcherning, deſſen 
parlamentariſche Zunge in inneren Angelegenheiten dem politiſch etwas unentſchiedenen 
Kriegsminiſter Fibiger ſo lange zuſetzte, bis er wich. An ſeine Stelle iſt der General⸗ 
Major Flensborg getreten, ein guter Ingenieur, aber noch ein beſſerer Eider⸗Däne. 
Er leitete z. Z. den Neubau der Dannewirke und die Befeſtigung Friedrichsſtadts. 
Solche Kollegen kann Herr Madvig brauchen. Da Moltke kein Portefeuille inne hatte, 
fo. ließ man feinen Platz unbeſetzt. Reedtz's Portefeuille des Arußern hat Bluhme 
übernommen, welcher als Vorſteher des, beſonders gegen Deutſchland gerichteten Sund⸗ 
zollweſens, gewiß auch kein Freund der deutſchen Herzogthümer iſt. Die dänifchen 
Blätter find zwar mit dieſen Minifterveränderungen auch nicht ganz zufrieden, allein es 
iſt dies blos eine inſulariſche Pfiffigkeit dem Auslande gegenuber. Die neuen Minifter 
werden mit Recht als Notablenminiſter bezeichnet, die Gutachten der Notablen aber ſind 
bekannt. Ihr Programm, welches fie erſt noch zunächſt dem Reichstage vorlegen wol: 
len, iſt vorauszuſehen. Die Adreſſen, welche in Kopenhagen und im ganzen Lande im 
eiderdäniſchen Sinne in Bewegung geſetzt find, werden das Konzept des Programms 
bilden. Die bevorſtehenden Regierungsmittheilungen über die potitifche Lage des Landes 
werden blos eine Umſchreibung der deutſchen Ohnmacht ſein. Auch die „Times“ er⸗ 
zählt uns jetzt, daß Preußen das Londoner Protokoll angenemmen, d. h. ſeine Zuſtim⸗ 
mung dazu gegeben, daß auf den Prinzen Chriſtian von Glücksburg nebſt ſeiner Ge⸗ 
mahlin, Prinzeſſin Louiſe von Heſſen⸗Kaſſel, die Erbfolge übertragen werde. Letztere 
Hinzufügung iſt wohl zu beachten, denn fie überträgt die weibliche Erbfolge auch auf 
die Herzogthümer; die europäifche Diplomatie will hiermit einer zweiten ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteinſchen Frage vorbeugen und die deutſchen Auguſtenburget für die Thronfolge in die⸗ 
ſelben auf alle Zeiten ausſchließen. Noch find wir aber nicht fo weit. 


: Dänemark. 

* Kopenhagen, 18. Okt. [Die Beendigung der Miniſterkriſis] hat 
hier bei allen Parteſen eine nicht gewöhnliche Aufregung hervorgebracht. Die Geſammt⸗ 
ſtaats⸗Männer, welche beſonders der Richtung des Sf, C. Moltke huldigten und ihn 
als die Stütze des conſervativen Princips im Kabinet anſahen, können ſich nun nach 
dieſem ganz unerwarteten Rücktritt der gemäßigten Mitglieder Reedtz, Moltke und 
Fibiger, über den endlichen Ausgang der verwickelten Verhältniſſe nicht mehr beru⸗ 
(Fortſetzung in der erſten Beilage.) f 


Mit zwei Beilagen. 


Bekanntlich — 
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